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W em an der repräsentativen Demo-
kratie gelegen ist, dem muss der
immer vielstimmigere Chor der

Europakritiker Sorge bereiten. Zuneh-
mend wird nämlich das Demokratiedefizit
der EU als Mitursache für die ständige Kri-
senlage des Kontinents gesehen. Aber
nicht nur das: Schauen wir uns den Zu-
stand staatlicher Demokratien in Europa
an, kommt die dramatische Erkenntnis hin-
zu, dass nicht nur die Mitsprache in Brüs-
sel mangelhaft ist. Kaum eine Regierung
scheint mehr vor dem Sturz über die Pro-
bleme der EU sicher, wenn sie erst einmal
zwischen äußerem Reform- und Spar-
druck und inneren Widerstand der Bürger
gerät. In mehr als einem Viertel der Mit-
gliedsstaaten wurden bereits Regierungen
aus dem Sattel geschleudert, weitere wer-
den wohl folgen.

Unklar bleibt, was mehr Demokratie in
dem verflochtenen System Europa bedeu-
ten soll. Die gängige Diagnose des Pro-
blems konzentriert sich auf die gemein-
schaftlichen Institutionen, allen voran das
Europäische Parlament, das ja nur einge-
schränkte Rechte hat, und die Europäische
Kommission, die eben keine parlamenta-
risch bestellte Regierung ist. Gleichzeitig
ist eine Entmachtung nationaler, frei ge-
wählter Parlamente zu Gunsten der EU zu
sehen. In jedem Fall gilt die Gewährleis-
tung legitimer Repräsentation als gefähr-
det. Die Lösungsansätze bewegen sich zwi-
schen zwei Polen: Der Idealtypus der EU

als demokratischer Staat mit souveränem
Parlament steht der Grundidee der Reprä-
sentation durch Nationalstaaten gegen-
über. Theoretisch bieten beide Pole eine
klare Lösung für das Repräsentationspro-
blem. Dementsprechend stehen sich die
Forderungen nach mehr oder eben weni-
ger Europa gegenüber.

In der politischen Realität ist beides illu-
sorisch. Er habe gehofft, die EU würde et-
was weiblicher, pflegt der ehemalige Vize-
präsident des Europäischen Verfassungs-
konvents, Giuliano Amato, zu sagen. Aber
sie sei und bleibe eben ein Hermaphrodit,
weder Mann noch Frau, ein Zwitterwesen
zwischen Staat und Staatenbund. Bisher
hat jede Vertragsreform immer beide Ge-
schlechter bedient. Die Vorstellung, erneu-
te Reformen der Institutionen könnten die
unauflösbaren Gegensätze der zwei Reprä-
sentationslogiken beseitigen, sind irrefüh-
rend, wenn nicht gefährlich, da der Wider-
spruch immer bleiben wird.

In der sehr akkuraten Wahrnehmung
vieler Bürger ist nicht klar, welche Ent-
scheidungen durch wen vertreten werden.

Seit Beginn der Krise und der Verabschie-
dung des Lissabonner Vertrags werden die
wichtigsten Beschlüsse durch die Staats-
und Regierungschefs im Europäischen Rat
gefällt – einstimmig hinter verschlosse-
nen Türen. Es sind europäische Einigun-
gen, die im Konsens getroffen werden müs-
sen. Verkauft werden die Ergebnisse aber
im Anschluss an die Gipfel in parallel statt-
findenden, rein nationalen Pressekonfe-

renzen. In dieser Art der Vermittlung euro-
päischer Beschlüsse ist das ganze Dilem-
ma bildlich fassbar: Zwar wird im Konsens
entschieden, der Konsens muss aber als
das national bestmögliche Ergebnis und
das höchst denkbare Eingeständnis ande-
rer Länder verkauft werden. Die getrennte
Präsentation verzerrt das Bild der geteil-
ten Repräsentation. Brüssel wird zum poli-
tischen Babel.

Dass die Darstellung so abläuft, ist
kaum einem Regierungsmitglied zu ver-
denken. Es liegt in der Natur der Sache.
Wer national gewählt wird, muss eine nati-
onale Wählerschaft bedienen. Die Chancen
stehen nicht schlecht, dass Angela Merkel
mit dieser Taktik die nächste Bundestags-
wahl als Euro-Retterin „à l'allemande“ ge-
winnen wird. Diese Strategie aufzugeben,
wäre für jeden Regierungschef selbstmör-
derisch. Keine EU-Reform kann das än-
dern.

Eine Gruppe könnte besonders davon
profitieren, würde sie über den nationalen
Rahmen hinaus denken und handeln: die
parlamentarische Opposition, sowohl im
Europäischen Parlament als auch in den
Einzelstaaten. Im Spiel zwischen den Ent-
scheidungsebenen bleibt ihr derzeit kaum
noch Handlungsspielraum. Je nach Stim-
mungslage ist (siehe Italien) kaum mehr
als eine ultimative Totalverweigerung
möglich oder (siehe viele andere) eine Anti-
EU-Propaganda gewinnversprechend. Ei-
ner Opposition dagegen, die konstruktiv
am politischen Prozess mitwirken möchte,

bleibt nur das Abnicken europäischer Be-
schlüsse. Hätte die deutsche Opposition
tatsächlich gegen den, in seiner Sinnhaftig-
keit durchaus fragwürdigen, Fiskalpakt
stimmen können? So lange der Horizont
auf die Innenwände des Reichstags be-
grenzt bleibt, nein. Für europäische Ent-
scheidungen braucht es eine europäisch
definierte Opposition, die politische Alter-
nativen darzustellen, Regierungshandeln
herauszufordern und Optionen für Politik-
wandel anzubieten vermag. Die Aushöh-
lung der Opposition ist zentraler Teil des
doppelten Demokratiedefizits, in Brüssel
und den 27 Hauptstädten.

Nun sind vor allem die Parteien in der
Bringschuld. Eine grenzüberschreitende
inhaltliche Legitimierung würde es auch er-
lauben, Positionen gegen die eigene Regie-
rung einzunehmen, ohne sich gleich dem
Vorwurf nationalen Verrats auszusetzen.
Dass ein solcher Weg nicht leicht einzu-
schlagen ist, haben die Annäherungsversu-
che zwischen der SPD und dem Sozialisten
François Hollande gezeigt. Eine gemeinsa-
me Programmatik bedarf der Auseinander-
setzung und des Streits über Konflikte. Die-
se Konflikte betreffen nicht mehr nur Fra-
gen nach Sinn und Zweck des Fiskalpakts
oder eines menschenwürdigen EU-Asyl-
rechts, sondern zunehmend auch das Han-
deln von Regierungen in den Einzelstaa-
ten: Eine verantwortungslose politische
Klasse in einem Staat ist längst das innen-
politische Problem der gesamten EU.

Eine Chance bietet der Wahlkampf zum
Europäischen Parlament im nächsten
Jahr. Die geplante Ernennung gemeinsa-
mer Spitzenkandidaten der Parteigruppen
ist ein wichtiger Schritt, der jedoch von
den Parteien in den Staaten mitgetragen
und den Bürgern glaubhaft angeboten wer-
den muss. Ansonsten wird trotz des gro-
ßen Machtzugewinns des Europäischen
Parlaments die Wahlbeteiligung weiter sin-
ken. Das Risiko eines solchen Vorstoßes ist
nicht zu unterschätzen. Es geht um die Le-
gitimierungshoheit über die EU-Politik,
darum, ob weiter die Staatslenker als Ver-
treter ihrer Länder oder einzelne Repräsen-
tanten eines gemeinsamen Programms
die Bühne betreten. Die Gefahr, dieses Risi-
ko nicht einzugehen, ist allerdings noch
schwerwiegender. Wird die Lücke zwi-
schen politischer Repräsentation und den
Bürgern nicht geschlossen, ist eine weitere
Erosion europäischer Demokratien kaum
zu vermeiden.

VON ANNETTE RAMELSBERGER,

TANJEV SCHULTZ UND KATJA AUER

E in junger Mann reinigt die Toilette in
einer Nürnberger Gaststätte, da fin-
det er eine Taschenlampe. Er knipst

sie an – und eine Bombe geht hoch. Sie ver-
letzt den 18-Jährigen am Oberkörper, im
Gesicht und an den Armen. Er hat noch
„Glück im Unglück“, wie die Nürnberger
Nachrichten später berichten. Nach kurzer
Behandlung kann der Mann das Kranken-
haus wieder verlassen. Das war im Juni
1999. Der Hintergrund der Tat blieb un-
klar. Nun, 14 Jahre später, erscheint der An-
schlag plötzlich in neuem Licht. Carsten S.,
einer der Angeklagten im NSU-Prozess,
hat in einer überraschenden Aussage Hin-
weise dafür geliefert, dass womöglich die
rechten Terroristen dahintersteckten.
Uwe Mundlos und Uwe Böhnhardt sollen
bei einem konspirativen Treffen Ende
1999 oder Anfang 2000 zu Carsten S. ge-
sagt haben, sie hätten „eine Taschenlampe
in einen Laden in Nürnberg gestellt“.

Die Ermittler müssen den Fall neu auf-
rollen, der Generalbundesanwalt hatte bis-
her von dem Anschlag keine Ahnung. Die
bayerischen Behörden hatten ihn offenbar
nicht informiert, obwohl ungelöste Fälle,
hinter denen der NSU stecken könnte,
längst ans Bundeskriminalamt (BKA) ge-
meldet werden sollten. Der Anschlag passt
genau in das Raster, nach dem das BKA ge-
fragt hatte: Sprengstoff und ausländische
Opfer. Der damalige Pächter des Lokals in
der Nürnberger Südstadt, nicht weit vom
Bahnhof, war ein Türke. Hinweise auf aus-
länderfeindliche Motive gab es aber angeb-
lich keine. Dabei vermutete der Pächter
schon damals, die Bombe habe ihm und
nicht seiner jungen Putzhilfe gegolten.

Carsten S. sagte jetzt vor Gericht, Mund-
los und Böhnhardt hätten ihm gesagt, das
mit der Taschenlampe in Nürnberg habe
„nicht geklappt“. Ob sie das bedauernd
meinten, wurde nicht klar. Offenbar war die
Sprengkraft zu gering. Die Nürnberger
Staatsanwaltschaft hatte den Anschlag da-
mals nicht als versuchten Mord (der nicht
verjährt wäre), sondern als Sprengstoffex-
plosion in Tateinheit mit gefährlicher Kör-
perverletzung gewertet. Das Gericht hatte
am Mittwochmorgen die Bundesanwalt-
schaft um Auskunft gebeten. Zunächst hieß
es, die Akte sei längst vernichtet, doch dann
wurde die Polizei fündig. Per Express wur-
den die Unterlagen ans Gericht nach Mün-
chen gesandt.

Im Gericht geht es also längst nicht mehr
nur um taktische Anträge. Es geht, und der
Begriff ist nicht vermessen, um die Wahr-
heit. Um jene Wahrheitsfindung, der ein
Strafprozess dienen soll, an der die Gerichte
aber oft scheitern: weil längst alles ausge-
dealt ist, weil die Angeklagten eisern schwei-
gen und Anwälte ihren Mandanten noch die
persönlichste Erklärung paragrafenfest vor-
formulieren.

Die Aussage von Carsten S. dagegen hat
alle überrascht. Sie zeigt, dass das Gericht
doch noch manches über den NSU ans Licht
bringen kann, das bisher im Dunkeln liegt.
Es steigt der Druck auf die anderen Ange-
klagten, ebenfalls preiszugeben, was sie wis-
sen. Zum Beispiel zu der Frage, weshalb die
Neonazis immer wieder in Nürnberg zu-
schlugen.

Drei von zehn Mordopfern des NSU wur-
den in Nürnberg erschossen: im Jahr 2000
der Blumenhändler Enver Simsek, 2001
der Schneider Abdurrahim Özüdogru,
2005 der Imbiss-Betreiber Ismail Yasar.
Nachdem sich Mundlos und Böhnhardt im
November 2011 selbst getötet hatten, beka-
men 15 Vereine und Verlage quer durch die
Republik Post mit der Bekenner-DVD des
NSU, davon gleich zwei in Nürnberg: die
Nürnberger Nachrichten und die Kommu-
nistische Arbeiterzeitung. Die Bundesan-
waltschaft ist davon überzeugt, dass Zschä-
pe die Briefe verschickt hat.

Schon zu der Zeit, als die Polizei vom
NSU nichts ahnte, musste den Ermittlern
die Häufung der Taten in Nürnberg auffal-
len. Der Profiler Alexander Horn vertrat
2006 die Hypothese, Rechtsradikale könn-
ten hinter der Mordserie stecken. Die meis-
ten anderen Ermittler gingen eher von
einer unbekannten Bande ausländischer
Drogenhändler oder Schutzgelderpresser
aus. In seiner Analyse sah Horn einen be-
sonderen Bezug zur Stadt in Franken:
Nürnberg sei der „Ankerpunkt“. Falls die
Täter nicht dort lebten, würden sie sich zu-
mindest oft dort aufhalten, aus berufli-
chen Gründen oder weil sie Freunde oder
Verwandte dort hätten. Die Polizei recher-
chierte dann in der Neonaziszene, aller-
dings halbherzig und beschränkt auf den
Nürnberger Raum.

Die Neonazis des NSU kamen aus Jena,
später wohnten sie in Chemnitz und
Zwickau. Nach Nürnberg hatten sie bereits
Mitte der Neunzigerjahre Kontakte. Mund-
los und Böhnhardt trafen sich dort mit
braunen Kameraden in der Gaststätte Tiro-
ler Höhe. Zwischen der rechten Szene in
Thüringen und Franken gab es einen regen
Austausch, was auch daran lag, dass Tino
Brandt, eine Führungsfigur der Neonazis
und zugleich V-Mann in Thüringen, zeit-
weise in Coburg arbeitete.

Und es gab noch weitere Verbindungen:
Der Schwager des mutmaßlichen NSU-Hel-
fers Ralf Wohlleben lebte zeitweise in Nürn-
berg. Vor allem mit Beate Zschäpe soll er nä-
her bekannt gewesen sein. Auf einer
Adressliste, die Uwe Mundlos angelegt hat-
te und die man 1998 fand, standen zudem
die Kontaktdaten des im Raum Nürnberg
bekannten Neonazis Matthias F. Der
räumt die Bekanntschaft ein. Doch nach
Mundlos’ Flucht habe er keinen Kontakt
mehr zu ihm gehabt – und vom NSU nichts
gewusst.

Die Ermittler und auch Günther Beck-
stein, der frühere bayerische Innenminis-
ter, der in Nürnberg wohnt, haben sich ge-
fragt, ob der NSU Helfer in Franken hatte.
Belege dafür fehlen bisher. Aber warum
fuhren die Neonazis immer wieder nach
Franken, um zu morden? War es nur die Nä-
he zu Thüringen oder reizte sie, dass Adolf
Hitler Nürnberg als Stadt der Reichspartei-
tage für die Nazis auserkoren hatte?

Für zwei weitere Bombenanschläge
wählten die NSU-Terroristen nach Er-
kenntnissen der Ermittler allerdings Köln
aus. Dort explodierte im Januar 2001 in
einem Lebensmittelgeschäft eine Christ-
stollen-Dose. Mundlos oder Böhnhardt sol-
len die mit einer Bombe präparierte Dose
in dem Laden eines gebürtigen Iraners ab-
gelegt haben. Die Tochter des Inhabers, die
die Dose öffnete, erlitt schwere Verbren-

nungen und lag Monate im Koma. Im Juni
2004 sollen die NSU-Terroristen dann in
der Kölner Keupstraße eine Nagelbombe
vor einem türkischen Friseursalon depo-
niert haben, mindestens 22 Menschen wur-
den durch die Explosion und umherfliegen-
de Nägel verletzt.

Bereits vor ihrem Untertauchen stand
das NSU-Trio im Verdacht, Bomben und
Bombenattrappen gebaut zu haben. Bei
einer Razzia in Jena wurde mehr als ein Ki-
logramm TNT in einer Garage gefunden,
die Beate Zschäpe gemietet hatte.

Als Mundlos und Böhnhardt mit ihrem
Nürnberger Taschenlampen-Anschlag
prahlten, soll Zschäpe nach Darstellung
von Carsten S. nicht dabei gewesen sein.

Als sie zur Runde dazustieß, sollen sie ge-
sagt haben: „Psst, damit sie es nicht mitbe-
kommt.“ Das könnte Zschäpe punktuell
entlasten, allerdings halten Nebenkläger
auch die Interpretation für möglich, dass
Mundlos und Böhnhardt verbergen woll-
ten, dass sie Carsten S. in die Nürnberger
Tat eingeweiht hatten.

Der Pächter des Lokals in Nürnberg hat
derweil längst gewechselt. An der Decke
hängen dort noch einzelne rote Christ-
baumkugeln, die Wände werden notdürf-
tig von ein paar bunten Tüchern verziert.
Es sollen sich schon viele an dem Laden ver-
sucht haben, der früher einmal „Sunshine“
hieß und den ein Syrer jetzt zu einer Cock-
tailbar umgestalten wollte. Aber irgendwie

läuft es nicht. Fein ist die Gegend ohnehin
nicht, ein paar Imbissbuden, eine Spielhal-
le, ein Küchengeschäft gibt es in der Nähe.
Direkt vor der Tür hält die Straßenbahn.
„Das Haus bringt mir kein Glück“, sagt der
Syrer. Von dem Anschlag, den es vor 14 Jah-
ren gab, hat er erst jetzt erfahren, als ein al-
ter Mann es ihm erzählte. Der Mann habe
ihm geraten zu gehen, und das habe er nun
auch vor. Nicht weil er Angst vor Ausländer-
feindlichkeit habe, sagt er. Aber irgendwas
sei mit der Kneipe nicht in Ordnung. Seit
zwei Monaten versuche er, das Lokal auf
Vordermann zu bringen, aber es gehe alles
schief. Gäste hat er noch keine gehabt. Er
will vielleicht aufgeben und fortziehen aus
Nürnberg.

Am Tag danach hat sich Carsten S. ein we-
nig gefasst. Er weint jetzt nicht mehr. Er ist
nachdenklich. Und er sagt nun auch, war-
um er erst jetzt, eineinhalb Jahre nachdem
der NSU aufgeflogen ist, mit der ganzen
Wahrheit herausgerückt ist. „Ich wollte
mich schonen, ich wollte meine Familie
schonen. Ich wollte auch Herrn Wohlleben
schonen. Ich habe mir eingebildet, wenn
ich alles sage, dann nehm ich den Kindern
den Vater weg.“ Der Neonazi Ralf Wohlle-
ben, angeklagt der Beihilfe zum Mord, hat
zwei Töchter.

Carsten S. hatte am Dienstag gestan-
den, dass Uwe Mundlos und Uwe Böhn-
hardt ihm schon früh erzählt hatten, dass
sie einen Sprengstoffanschlag in Nürnberg
verübt hatten – und er ihnen trotzdem die
Tatwaffe für neun Morde übergeben hatte.
Und wie Ralf Wohlleben gelacht habe, als
die NSU-Leute am Telefon berichteten, sie
hätten einen Mann angeschossen. Jener
Ralf Wohlleben, zu dem Carsten S. aufge-
schaut, den er als seinen Freund betrachtet
hatte.

Was Carsten S. vor dem Oberlandesge-
richt München aussagte, hat er in fünf frü-
heren Vernehmungen nie gesagt. Erst als
er den Angehörigen der Opfer gegenüber-
saß, erst als er die Appelle hörte, dass er für
sie nur noch eines tun könne, nämlich ih-
nen die Wahrheit zu sagen, ist er zusam-
mengebrochen. Carsten S. hat damit eine
andere Wahl getroffen als die Angeklagten
in den RAF-Verfahren, die selbst dann
noch schwiegen, als die Familien der Toten
sie geradezu anflehten zu sprechen. Die
RAF-Leute fanden nicht heraus aus ihrer
Welt. Nicht heraus aus ihren Taten. Nicht
heraus aus der falschen Solidarität.

Carsten S. will herausfinden. Er will sei-
ne Seele retten – selbst um den Preis, seine
ganze Verstrickung zu offenbaren. Und da-
mit auch eine viel höhere Strafe zu riskie-
ren, als bisher für ihn in Aussicht stand.
Denn nun hat er zugegeben, dass er wuss-
te, was mit der Waffe, die er dem NSU einst
lieferte, geschehen konnte. Er wusste, dass
seine Freunde Sprengstoff hatten und ihn
auch einsetzten. Warum sollten sie mit
einer Waffe anders verfahren?

Richter Manfred Götzl fragt immer wie-
der nach: „Beschäftigte Sie der Gedanke:
Wofür brauchen die die Waffe?“

Carsten S: „Mich hat das irritiert, ich ha-
be mich verarscht gefühlt. Ich bring’ ihnen
eine Waffe, weil sie keine haben. Und dann
erfahr’ ich, dass sie schon eine haben. Aber
ich habe nicht genauer darüber nachge-
dacht.“

Götzl: „Hatten Sie Skrupel, die Waffe zu
übergeben?“

Carsten S.: „In der Situation nicht.“
Aber er hatte sich mit dem Gedanken ge-

tragen, den Schalldämpfer für die Waffe
nicht mitzuliefern. Warum, fragt Götzl.
„Damit die nicht auf dumme Gedanken
kommen.“ Aber damals habe er für sich
entschieden, da werde nichts passieren.
Später tötete der NSU mit dieser Waffe
neun Menschen.

Nun steigt auch der Druck auf die ande-
ren Angeklagten. Es wird immer deutli-
cher, dass sie wohl viel genauer wussten,
was das NSU-Trio trieb, als sie bisher aus-
gesagt haben. Vor allem Holger G. ist über
Jahre mit den dreien in Urlaub gefahren, er
hat Böhnhardt seinen Ausweis und seinen
Führerschein geliehen – und will dennoch
nicht gewusst haben, wozu der das brauch-
te.  ANNETTE RAMELSBERGER

Grässlicher
Knalleffekt

Das Eingeständnis eines weiteren Attentats wirft die Frage
auf, warum die Behörden wieder einmal ahnungslos waren

Warum fuhren die Neonazis
immer wieder nach
Franken, um zu morden?

„Ich wollte mich schonen, ich wollte meine Familie schonen“: der Angeklagte Carsten S. beim Betreten des Gerichtssaals.  FOTO: DPA

„Beschäftigte Sie der
Gedanke: Wofür brauchen
die die Waffe?“

Brüsseler Illusionen
Das Demokratiedefizit trägt zur Krise der EU bei. Vor allem die Parteien

im Europäischen Parlament müssen sich ändern. Von Eva Heidbreder
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Was Europa fehlt, ist eine
Opposition, die nicht nur in
nationalen Mustern denkt

Wendung im NSU-Prozess Man hatte gedacht, das meiste über die Taten des Nationalsozialistischen Untergrunds zu wissen.
Doch dann trat am achten Verhandlungstag der Angeklagte Carsten S. auf und sprach von einem weiteren Sprengstoffanschlag,

den der NSU bereits 1999 in Nürnberg verübt haben soll. Carsten S. offenbart seine Verstrickung – und riskiert eine höhere Strafe

Es steigt der Druck auf die
anderen Angeklagten, ebenfalls
die Wahrheit preiszugeben
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Um Kopf
und Kragen
Carsten S. packt aus

und belastet sich selbst schwer
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